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13 Leitantrag an die GMV am 24.08.2024

14 I. Ausgangslage

15 Die Ausgangslage der Partei Die Linke Halle (Saale) ist nicht gut, aber auch nicht hoffnungs-16 los. Mit 7,2% bei der Europawahl und 12,4% bei der Stadtratswahl steht die Partei in Halle17 im bundesweiten Vergleich gut da, obwohl sie ebenfalls massiv verloren und dem Bundes-18 trend nicht entrinnen konnte. Das gilt auch mit Blick auf die Konkurrenz: Das reaktionäre19 BSW wird auch hier Wähler*innen aller anderen Parteien gewonnen haben, neuere Klein-20 parteien haben auch in Halle sehr akzeptable Ergebnisse eingefahren, die Zersplitterung21 der Parteienlandschaft nimmt zu. Es ist wahrscheinlich, dass Die Linke darunter besonders22 leidet: Da sie derzeit kaum noch aufgrund einer sozialen Lage („Protest-Partei“) oder re-23 gionaler Besonderheit („Ostdeutschland-Partei“) gewählt wird, sind ihre potentiellen24 Wähler*innen diejenigen, die v.a. auf einer weitergehenden inhaltlichen Ebene von linken25 Positionen zu überzeugen sind. Das sind dann allerdings Wähler*innen, die auch Kleinpar-26 teien wählen, wenn konkrete Inhalte stärker überzeugen, z.B. aufgrund von27 außenpolitischen Fragestellungen.
28 Diese Entwicklung hält schon länger an. Wir können sie nicht durch Beteuerungen aufhal-29 ten, dass wir nichts falsch gemacht haben. Es hilft nichts, auf verschiedene Milieus zu30 schimpfen oder Kleinparteien zu kritisieren. Auch wird es nicht helfen, zu hoffen, dass die31 2000er-Jahre wieder aufleben, und wir wieder als ostdeutsche Interessenvertreterin an-32 erkannt werden. Eine Partei gewinnt ihren Ruf nur dadurch, dass Menschen sich mit ihr33 identifizieren und ihr Kompetenzen zuschreiben. Dabei geht es nicht nur um die Politik, die34 wir öffentlich vertreten. Denn die Forderungen der Linken sind schon jetzt radikal, ost-35 deutsch, antirassistisch, feministisch, antimilitaristisch, antifaschistisch und sozialistisch –36 in der Theorie decken wir diese unterschiedlichen Ansprüche ab, trotzdem gibt es bei37 vielen das Gefühl, dass dieser oder jener Punkt angeblich aufgegeben wurde oder wir uns38 nicht stark genug dafür einsetzen würden.Dadurch dringen wir zu immer weniger Men-39 schen durch. Eine Umkehr auf diesem Pfad ist also maßgeblich eine Frage der Praxis und40 der Glaubwürdigkeit - im Bund und in Halle.
41 Durch verschiedene Konflikte unter linken Akteur*innen wurde unsere Glaubwürdigkeit in42 unterschiedliche Richtungen beschädigt. Dazu ist es nicht gelungen, eine konsistente Kam-43 pagne zu entwickeln, die zu einer signifikanten Anzahl von Menschen durchgedrungen44 wäre. Die grundsätzliche Ausrichtung der Partei zwischen kämpferischen und kompro-



Gesamtmitgliederversammlung des Stadtverband Die Linke Halle (Saale)

3

45 missorientierten Auftreten wurde immer wieder kontrovers (allerdings ohne Lösung)46 andiskutiert. Zu konkreten Vorschlägen und Materialien gab es immer wieder langwierige47 Diskussionen. Konflikte zwischen Stadtvorstand und Fraktion haben uns teilweise gelähmt48 und Ressourcen und Zeit gebunden. Wir müssen anerkennen, dass nur ein inhaltlich und49 personell geschlossenes Auftreten nach außen zu einem glaubhaften, vertrauenswürdigen50 Gesamtbild beiträgt. Dieser Erkenntnis entsprechend, sind eine wohlwollende inhaltlich-51 strategische Zusammenarbeit aller Akteur:innen des Stadtverbands und eine konstruktiv-52 kritische Perspektive auf unser politisches Wirken Voraussetzung.
53 Trotz all der genannten Probleme haben wir als Partei viele Chancen unsere politische54 Praxis und Strategie zu erneuern. Denn die Partei besteht nicht aus Wahlergebnissen, son-55 dern aus Mitgliedern. Und davon haben wir viele gewonnen. Seit der Abspaltung des BSW56 sind über 80 Mitglieder neu zu uns gestoßen. Diese Mitglieder bereichern unser Parteile-57 ben. Sie für aktive Mitarbeit einzubinden und Hürden zur Beteiligung aktiv abzubauen,58 muss dringliches Ziel aller aktiven Strukturen des Stadtverbands sein. Mit unseren jetzt59 433 Genoss*innen haben wir das Potential erfolgreiche Kampagnen umzusetzen und ei-60 nen Großteil der Hallenser*innen durch unsere Präsenz im lokalen Kontext zu erreichen.61 Wenn wir alle Genoss*innen einbinden und gemeinsam handeln, dann ist es nicht möglich,62 Die Linke zu ignorieren, wie es derzeit oft bei Talk-Show-Einladungen, Zeitungsberichten63 und im Alltag passiert. Mit der richtigen Strategie ist es möglich, diesen Trend umzudre-64 hen. Diese muss die Hallenser*innen erreichen, die Genoss*innen einbeziehen, mit der65 Ratsfraktion realpolitische Optionen aufzeigen, vor dem Hintergrund unserer sozialisti-66 schen Programmatik die radikale Perspektive verdeutlichen und einen konkreten Mehrwert67 haben.
68 II. Möglichkeiten und Grenzen einer Neuausrichtung

69 Für eine Neuausrichtung unserer politischen Praxis haben wir einige Möglichkeiten. Wir70 haben als Stadtverband viele materielle - in Form von Mitgliedsbeiträgen und Spenden -71 und personelle Ressourcen - vor allem unsere Mitglieder aber auch in Form unserer sieben72 Stadträt*innen, zwei Landtagsabgeordneten und unserer Bundestagsabgeordneten. Mit73 dem Linken Laden bieten wir einen festen Anlaufpunkt für Anwohner*innen, Parteimitglie-74 der und linke Aktivist*innen. In Halle-Neustadt findet sich darüber hinaus das75 Wahlkreisbüro von Hendrik Lange. Darüber hinaus gibt es mit der linksjugend [‘solid] einen76 Jugend- und mit dem SDS einen Studierendenverband, die zum Mitwirken einladen. Un-77 sere Ortsverbände organisieren Linke Mitglieder direkt in den Wohnvierteln und weitere78 feste Treffpunkte wie etwa der Senior*innen-Treff und der Basisfreitag ermöglichen den
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79 Austausch innerhalb unseres Stadtverbands. Mit dem Linken Blatt und der Klassenpost80 gestalten wir analoge und digitale Medien für die parteiinterne Diskussion.81
82 Ziel des Stadtverbands muss die Schaffung von Möglichkeiten der niedrigschwelligen Be-83 teiligung sein. Während es beim Wahlkampf eine hohe Beteiligung gab, erreichen84 Kampagnen die eigenen Strukturen nicht ausreichend. Dabei ist klar, dass es nicht darum85 gehen kann, „von oben“ (also bspw. als Stadtvorstand oder Mandatsträger*in) die Parti-86 zipation an Kampagnen zu verordnen. Es muss darum gehen, Begeisterung zu wecken –87 wir sollten uns nicht zum Flyer-Verteilen genötigt fühlen, sondern es gerne machen. Wir88 sollten mit Freund*innen und Nachbar*innen nicht nur zu Wahlkämpfen über Die Linke89 diskutieren, sondern die aktuellsten Forderungen und Kampagnen erklären und dafür wer-90 ben – einfach, weil es sich für eine*n selbst drängend und sinnvoll anfühlt.
91 Die Beteiligung ihrer Mitglieder ist die Essenz einer sozialistischen und demokratischen92 Partei. Um das zu erreichen, braucht es für alle die Möglichkeit mitzumachen. Wir müssen93 transparenter und partizipativer, aber v.a. müssen wir konsistenter werden. Das Hin- und94 Herschwanken bei Konflikten, die Suche nach dem nächsten großen Thema und die Stra-95 tegie, quasi als Volkspartei, die wir in Ostdeutschland vielleicht einmal waren, alles und96 jeden bedienen zu wollen, muss aufhören.
97 Die Soziale Frage und ihre Lösung muss neben dem konsequenten Eintreten für den Frie-98 den in aller Welt unsere unmissverständliche Kernbotschaft sein. Sie und die Menschen,99 die sie betrifft, gilt es für uns in den Mittelpunkt zu stellen. An ihr müssen wir arbeiten, an100 ihr müssen sich die einzelnen Mitglieder und Strukturen orientieren und ihr müssen wir101 unsere Öffentlichkeitsarbeit, die Kampagnenarbeit und die Arbeit in den Gremien widmen.102 Wenn wir nicht das voranstellen, was uns vereint, dann werden wir keine klarere Kommu-103 nikation haben, dann werden wir nicht alle aktivieren können und dann werden wir unserer104 historischen Rolle in Zeiten von verstärkter sozialer Spaltung, Militarisierung der Gesell-105 schaft, dem Aufstieg des neuen Rechtsextremismus und der Klimakatastrophe nicht106 gerecht. Die Angriffe der Ampel auf die soziale Situation der Mehrheit sind enorm. Es gibt107 keinen Ausgleich für die Reallohnsenkungen, dafür aber extrem hohe Mieten, Kürzungen108 beim Sozialbereich werden durchgesetzt, wir sollen immer länger arbeiten, die Kommunen109 sind pleite und die ökologische Transformation scheitert am Profitdiktat.
110 Von den sozialen Verwerfungen sind diejenigen, die diskriminiert werden oder schlechtere111 Ausgangsvoraussetzungen haben, besonders betroffen. Unter einem Mindestlohn, der112 noch unter der EU-Mindestlohnrichtlinie liegt, leiden die schlechter verdienenden Men-



Gesamtmitgliederversammlung des Stadtverband Die Linke Halle (Saale)

5

113 schen in Ostdeutschland besonders. Unter künstlich verknappten Wohnraum leiden114 migrantisierte Menschen besonders, da sie auf dem Wohnungsmarkt benachteiligt wer-115 den. Alleinerziehende leiden mehr unter fehlender Unterstützung, hohen Mieten und116 Lebensmittelpreisen als gut verdienende Kinderlose. Unter dem Anstieg der Ellenbogen-117 mentalität leiden alle, die auf Solidarität angewiesen sind, Ideologien der Ungleichheit118 werden durch die soziale Krise verstärkt. Wenn die öffentliche Daseinsvorsorge zerstört119 wird, verlieren alle.
120 Dadurch wird deutlich, dass die soziale Frage nicht exklusiv ist, sondern alles mit ihr zu-121 sammenhängt. Den Kern unserer Arbeit im Vorstand, im Stadtrat und in den anderen122 Parteistrukturen sollten also Mieten, Löhne, Soziales und öffentliche Daseinsvorsorge aus-123 machen. Es sind Kampagnen und Strategien zu erarbeiten, an denen sich alle beteiligen124 können – und an denen sich alle beteiligen wollen. Diese müssen kämpferisch und prag-125 matisch, nach außen und nach innen, konkret und allgemein sein. Das ist keine leichte126 Aufgabe, aber sie ist machbar: Denn die sozialen Problemlagen werden immer stärker.
127 Deshalb wird es umso wichtiger sein, dass wir nicht nur fordern, sondern den konkreten128 Mehrwert herstellen. Das kann ein städtisches Programm gegen Wohnungslosigkeit sein.129 Aber es sollte auch die konkrete Hilfe durch die Partei sein. Die Erreichbarkeit unserer130 Partei und das Vermitteln eines konkreten Gebrauchswerts sozialistischer Politik muss131 stärker in den Fokus gerückt werden. Dafür müssen wir konkrete Angebote wie eine nied-132 rigschwellige Sprechstunde nicht nur im Linken Laden, sondern auch in den Vierteln nah133 an den Einwohner*innen unserer Stadt, weiter ausbauen. Die Beteiligung unserer Mandats-134 träger*innen ist dabei unerlässlich für die öffentliche Wahrnehmung unserer politischen135 Praxis. Nur durch kontinuierliche Ausrichtung unserer Arbeit und einer Orientierung entlang136 des Alltags in Halle kann es uns gelingen, dass wir den Menschen als natürliche Ansprech-137 partner erscheinen. Das Modell der KPÖ, welches hier Pate steht, geht deshalb über138 einfache Beratung hinaus und bedurfte langer, kontinuierlicher Arbeit. Wenn wir erreichen139 wollen, dass Menschen sich verstärkt an uns wenden, dann müssen wir ebenfalls mehr140 anbieten.
141 III. Parteiaufbau und Wahlen

142 Wir sind keine Wahlpartei, sondern eine Partei, die man wählen kann. Wir sind auch keine143 Kampagne, Initiative oder Arbeitsgruppe, die zufällig auf dem Stimmzettel steht. Gute
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144 Wahlergebnisse und das Erringen von Ämtern sind deshalb kein Selbstzweck für Die Lin-145 ke. Erst wenn konkret etwas besser wird, ist es ein Erfolg.
146 Um als moderne sozialistische Partei ein glaubhaftes Angebot machen zu können, braucht147 es deshalb einen basisdemokratischen Ansatz unter Einbeziehung der Mitglieder und der148 Stadtgesellschaft und damit in der Partei und in den Vierteln konkret erfahr- und nahbare149 Politik. Um diese Veränderungen noch vor der Bundestagswahl 2025 umzusetzen, haben150 wir nicht viel Zeit. Wir werden die Aufgabe haben, bundespolitische Themen mit lokalen151 Anliegen und einer überzeugenden Kandidatur zu verbinden. Es ist von interessierten Kan-152 didat*innen zu erwarten, dass sie gemeinsam mit den Mitgliedern ihr persönliches153 Programm, ihre Wahlstrategie und Inhalte erarbeiten und diskutieren. Der Weg einer Kan-154 didatur bei uns kann nur gemeinsam beschritten werden. Wir wollen die Frage, wer und155 mit welchen Themen antritt langfristig klären. Gerade vor dem Hintergrund der unsicheren156 Lage auf Bundesebene, muss diese Wahlstrategie direkt in die Strategie für die Landtags-157 wahlen 2026 übergehen und auch in die Diskussion um die kommende OB-Wahl158 eingebunden sein. Kandidat*innen dafür sollten frühzeitig bestimmt, aber eben nicht vom159 Vorstand gefragt und bevorzugt werden, sondern in der Mitgliedschaft für ein gemeinsa-160 mes Projekt werben.
161 Parteiaufbau und Wahlen sind damit kein Widerspruch, sondern bedingen sich gegensei-162 tig. Wenn wir das Ruder herumreißen wollen, dann müssen wir jetzt und dauerhaft in den163 Vierteln und im Alltagsgeschehen präsent sein und auf vielen gesellschaftlich-politischen164 Ebene aktiv werden. Die Wahlstrategie muss dazu passen und sollte direkt an unsere an-165 gedachten Aktivitäten anknüpfen. Deshalb ist es umso wichtiger, dass die potentiellen166 Kandidat*innen zu dieser passen und sich entsprechend früh vorstellen. Wahlen, Kampa-167 gnen, Mandate, Mitgliedschaft – das muss zusammen gedacht werden.
168 IV. Roadmap Sozialismus

169 Auf dieser Basis brauchen wir einen realistischen, aber ambitionierten, Plan mit Vision und170 Weitblick, der spezifische und für uns messbare Ziele einschließt. Das umfasst einerseits171 einen Zeitplan, der vom Vorstand vorgeschlagen werden soll und der genug Zeit für die172 einzelnen Schritte und unsere Fokussierung auf Inhalte haben muss. Andererseits braucht173 es die inhaltlich konkrete Ausarbeitung von dem, was wir machen wollen: Qualifizierung174 der Hilfsangebote, Entwicklung von Kampagnen, Organisation von Diskussionsrunden für175 ein städtisches Programm für Landtags-, Bundestags- und OB-Wahlen. Das muss durch176 die Mitgliedschaft erfolgen, d.h. der Stadtvorstand muss konkrete Angebote für regen Aus-
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177 tausch untArialer Mitgliedern machen, über den breit diskutiert und ein Programm178 gegebenenfalls angepasst werden muss. Für die Fokussierung auf die soziale Frage und179 die notwendige Geschlossenheit braucht es eine kollektive Disziplin, die aus der Erkennt-180 nis erwächst, dass wir vor einer Aufgabe stehen, die entweder kollektiv oder gar nicht181 gelöst wird. Eine Aufgabe die jeden Versuch wert ist, denn die Menschen brauchen linke182 Politik.
183
184 Was bedeutet das nun konkret?
185 1. Der Stadtvorstand wird beauftragt in tauglicher Form Debatten zur inhaltli-186 chen Klärung und Priorisierung unserer Ziele zu organisieren, die dazu187 geeignet sind unterschiedliche Perspektiven der Mitglieder des Stadtver-188 bands in diesen Prozess einfließen zu lassen.189 2. Der Stadtvorstand wird beauftragt Strategien zu entwickeln ein Anwachsen190 der Mitgliederzahlen zu begünstigen und Hürden zur Mitarbeit von Neumit-191 gliedern in allen Gremien des Stadtverbands und der Parteistrukturen zu192 senken. Auch eine inhaltlich-organisatorische Befähigung der Mitglieder zur193 Ausübung von Mandaten und Parteifunktionen soll dabei berücksichtigt wer-194 den. Priorisiertes Ziel ist die Erhöhung der aktiven Mitgliedern in den195 Ortsverbandsstrukturen und Arbeitsgruppen des Stadtverbands.196 3. Der Stadtvorstand wird beauftragt, in Zusammenarbeit mit allen Mandatsträ-197 gern des Stadtverbands und unter Berücksichtigung der Strukturen der198 Ortsverbände, die Kampagnenfähigkeit des Stadtverbands im Allgemeinen199 zu erhöhen und durch regelmäßige, öffentlichkeitswirksame und Stadtvier-200 tel-spezifische politische Arbeit zu wirken.201 4. Der Stadtvorstand erarbeitet bis Ende des Jahres 2024 einen entsprechen-202 den Zeitplan mit Zielvorgaben bis zur Bundestagswahl 2025 und legt diesen203 der Mitgliedschaft vor.
204
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205 Unsere Positionen zur OB Wahl

206 Voraussichtlich im Februar 2025 wird ein*e neue*r Oberbürgermeister*in für Halle gewählt.207 Als Linke werden wir uns aktiv in die Wahl einbringen. Dabei steht für uns konkrete Politik208 für die Menschen im Vordergrund. Entscheidend ist für uns, dass der*die neue OB die so-209 zialen Interessen der Mehrheit der Hallenser*innen vertritt und ihre Lage verbessert. Für210 uns ist ein*e Kandidat*in dann wählbar, wenn er*sie folgende Punkte erfüllt. Uns ist dabei211 klar, dass Politik nicht am Reißbrett funktioniert, auch Kompromisse bedeutet und der OB-212 Posten nicht dazu befugt, alles durchzusetzen, was man möchte. Wir brauchen aber Po-213 litik, die in die richtige Richtung geht und können nur Kandidat*innen unterstützen, bei214 denen wir sehen, dass sie sich entsprechend einsetzen.
215 Das sind unsere konkreten Forderungen:
216 1. Die Mietpreisexplosion bekämpfen. Ein*e Oberbürgermeister*in muss es sich zur217 Priorität machen, für günstige Mieten zu sorgen. Immer größere Teile des Einkom-218 mens der Hallenser*innen werden dafür aufgewendet, dass sie ein Dach über dem219 Kopf haben. Das sorgt für Verarmung, Frust und Segregation. Die Linke fordert,220 dass günstige Mieten deshalb zum Kernanliegen der kommenden Jahre werden.221 Der*die OB muss sich gemeinsam mit dem Stadtrat für die Deckelung der Mieten222 bei HWG und GWG einsetzen, gleichzeitig müssen dafür die Unternehmen finanzi-223 ell entlastet werden um ihnen Spielräume zu eröffnen. Daneben müssen wir dafür224 sorgen, dass die teilweise dreiste Abzocke durch private Vermieter*innen einge-225 schränkt wird.226 2. Eine Stadt für Alle schaffen. Bei der Stadtplanung müssen die Interessen der Men-227 schen in den Vierteln und der Stadtgesellschaft ins Zentrum rücken, sie darf sich228 nicht an den Interessen der Investor*innen orientieren. Die Stadt darf keine Flächen229 verkaufen (Erbpacht statt Verscherbelung des Tafelsilbers). Neu geschaffener230 Wohnraum muss bezahlbar sein und es braucht überall auch unkommerzielle Auf-231 enthaltsmöglichkeiten für die Bürger*innen. Der Fokus unserer Entwicklung darf232 nicht auf Prestigeprojekten liegen, sondern muss sich an den konkreten Bedürfnis-233 sen der Anwohner*innen orientieren.234 3. Das Bildungssystem sozial gerecht gestalten. Wir fordern von einem*r OB, dass235 diese*r sich grundsätzlich gegen höhere Kita-Gebühren ausspricht und einsetzt. Es236 braucht statt Erhöhungen eine Perspektive für eine sozial gerechte Bildung, die kos-237 tenfrei sein muss. Darüber hinaus muss die Sanierung von Schulen weitergehen.238 Insbesondere die Schulen in den Großwohnsiedlungen müssen gestärkt werden.
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239 4. Die Verkehrswende sozial gerecht voranbringen. Für die Verkehrswende braucht240 es zwei zentrale Vorhaben: Zum einen muss der ÖPNV gestärkt werden und muss241 für alle zugänglich sein. Ein*e OB muss sich dafür einsetzen, dass es günstige Ti-242 ckets auf demWeg zum fahrscheinlosen ÖPNV gibt, die jährlichen Erhöhungen beim243 mdv müssen aufgefangen werden. Darüber hinaus muss er*sie eine starke Stimme244 für die Erweiterung des Angebotes sein – und jede Reduzierung strikt ablehnen.245 Zum anderen muss die Stadt von der „Autogerechtigkeit“ hin zur Gleichheit aller246 Verkehrsteilnehmer*innen umgebaut werden. Es braucht sichere Fahrradwege, die247 Umnutzung von Parkflächen und eine autoarme Innenstadt.248 5. Die Arbeitsbedingungen verbessern. Der*die OB ist Hauptverwaltungsbeamte*r,249 also auch zuständig für das Personal der Stadt. Als Linke können wir nur Personen250 unterstützen, die sich für gute Arbeitsbedingungen einsetzen.251 6. Die Demokratie verteidigen. Wir wollen eine antifaschistische Stadtspitze. Das heißt252 konkret, dass sich der*die OB gegen jede Form der Menschenfeindlichkeit enga-253 giert und entsprechende Akteur*innen in der Stadtgesellschaft stärkt. Darüber254 hinaus muss jede Kooperation mit der rechtsextremen AfD verweigert werden.255 7. Echte Partizipation ermöglichen. Wir wollen keine*n OB, der* die von oben durch-256 regiert und sich die Zustimmung zu den eigenen Vorhaben nachträglich erpresst.257 Wir wollen eine*n OB, der*die mit den Bürger*innen und Stadtrat zusammenarbei-258 tet und es ermöglicht, sich einzubringen – und zwar bevor die Entscheidungen259 gefällt werden.Inter260
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261 Antrag zur Besetzung des neuen Stadtvorstan 
262 des

263 Der Stadtparteitag der Partei Die Linke Halle legt die Größe des zu wählenden Stadtvor-264 standes auf 14 Mitglieder fest. Er beschließt, dass der neue Stadtvorstand aus folgenden265 Mitgliedern bestehen soll, die jeweils quotiert gewählt werden:
266  zwei Vorsitzenden,267  einem/einer Schatzmeister*in268  einem/einer stellv. Stadtvorsitzenden269  zehn weiteren Mitgliedern.
270 Sollte die Quotierung nicht erfüllt werden können, können Plätze auf den Listen zur Siche-271 rung der Mindestquotierung vakant bleiben. Diese Plätze werden auf der kommenden GMV272 Ende 2024 nachbesetzt und der künftige Stadtvorstand hat bis dahin die Aufgabe, aktiv273 nach interessierten Kandidatinnen zu suchen.
274 Sollte das nicht gelingen, wird der Stadtvorstand in einer Größe, die eine konsequente275 Quotierung ermöglicht, neu gewählt.276
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277 Unterstützung eines Antrages zum Landespar 
278 teitages

279 Antragsteller*innen: Stadtvorstand Die Linke Halle (Saale)
280 Die Gesamtmitgliederversammlung möge beschließen, den folgenden Antrag an den 9.281 Landesparteitag zu unterstützen. Damit wird der Stadtverband Halle Antragsteller.
282 Partei stärken, Ressourcen bündeln, Umgang mit Mandaten reformieren
283 Der Landesparteitag möge beschließen:
284 Die Delegierten des 9. Landesparteitages der Partei Die Linke Sachsen-Anhalt fordern den285 Landesvorstand dazu auf:
286 1. bei den Listenvorschlägen zur Landtags- und Bundestagswahl eine feste Erneue-287 rungsqInteruote zu beachten. Konkret müssen ⅔ der Vorschläge weniger als zwei288 Wahlperioden Mitglieder des Land- bzw. Bundestages gewesen sein. Diese Quote289 bezieht sich dabei auf die Anzahl der Mandate, die bei der letzten Wahl errungen290 werden konnten.291 2. dem Landesparteitag vor der Listenaufstellung für die nächste Wahl einen Be-292 schlussvorschlag für eine Vereinbarung zur Mandatsträgerabgabe vorzulegen. Die293 Abgabe soll sich dabei an der Grenze des durchschnittlichen Facharbeitergehaltes294 orientieren wie es etwa unsere österreichische Schwesterpartei KPÖ regelt. Dazu295 soll bereits jetzt eine Möglichkeit gesucht werden, vorhandene Mittel aus Mandats-296 trägerabgaben oder Spenden (neben der Finanzierung der Partei) in einen297 Hilfsfonds zu geben, der z.B. über Sozialsprechstunden direkt für Menschen in so-298 zialen Problemlagen zur Verfügung steht.299 3. mit den Kreis- und Stadtverbänden einen Dialog über mögliche Anwendungen im300 Sinne der oben genannten Vorgaben auf der kommunalen Ebene zu führen, um die-301 se den kommunalpolitischen Realitäten anzupassen.302 4. geeignete Methoden zu entwickeln, um gemeinsam mit allen Mandatsträger*innen,303 Kreis- und Stadtvorständen und der Basis einen Wissenstransfer zwischen erfahre-304 nen und neuen Mitgliedern sowie zwischen den jeweiligen Strukturen zu305 organisieren. Das soll mit den vorhandenen Angeboten und Kooperationen abge-306 stimmt werden.
307 Begründung:
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308 Zu 1.) In ähnlicher Form wurde der Antrag bereits auf vorherigen Parteitagen diskutiert. Die309 jeweiligen Entwürfe sind entweder knapp abgelehnt oder zur Beratung an den Landesvor-310 stand überwiesen worden, was z.B. mit Bezug auf die Anträge aus dem Jerichower Land311 inzwischen allerdings 2 ½ Jahre her ist. In der jetzt vorliegenden, angepassten und kon-312 textualisierten Form hoffen wir allerdings auf Zustimmung oder zumindest auf313 Änderungsanträge zur Anpassung der Forderung. Denn die Fakten liegen auf der Hand:314 Während in den 90er-Jahren in verschiedenen progressiven Parteien ganz selbstverständ-315 lich davon ausgegangen wurde, dass das Ungleichgewicht zwischen Parteien und316 Fraktionen, Ehrenamtlichen und Mandatsträger*innen genau wie die Einstellung auf die317 Berufspolitik an sich immer Probleme mit sich bringt, sind wir heute in der Situation, dass318 weder die Bundestagsgruppe noch die Landtagsfraktion in Sachsen-Anhalt die für Ehren-319 amtliche weiterhin geltende Regeln von acht Jahren (z.B. für den Parteivorsitz) einhalten320 würden. Während sich die bisherige Durchschnittsamtszeit im Bundestag dadurch „ver-321 jüngt“ hat, dass mit der BSW-Abspaltung einige „Dauerparlamentarier*innen“ gegangen322 sind und nun nur noch knapp zweistellig liegt, wird unsere Fraktion in LSA nach dem Ende323 der Wahlperiode (2026) eine Durchschnittsmandatszeit von 15,25 Jahren aufweisen. Ganz324 unabhängig von Einzelpersonen gibt es also einen strukturellen Faktor, der dem, was wir325 bundesweiIntert als richtig empfinden, widerspricht. Daraus resultiert Handlungsbedarf,326 den wir mit dieser Erneuerungsquote bedienen wollen. Es geht aber nicht nur um Zahlen,327 sondern vor allem um Inhalte: Potentiell rotierende Ämter stärken die Verbindung zwischen328 Partei und Fraktion, eine entsprechende Regelung sorgt für mehr Glaubwürdigkeit gegen-329 über dem Vorwurf der Berufspolitik und hilft bei der Integration von Genoss*innen, die330 mehrheitlich noch nicht in der Partei waren, als die „Durchschnittsfraktion“ schon die erste331 Wahlperiode im Landtag hinter sich gebracht hat.
332 Zu 2.) Mandatszeitbegrenzung und Mandatsträgerabgaben (und ihre Nutzung) gehören333 für uns zusammen. Beides ist ein Ausdruck von unserer Kritik an der „Berufspolitik“. Unsere334 österreichische Schwesterpartei KPÖ regelt deshalb die Begrenzung von Mandatseinkünf-335 ten auf ein Facharbeitergehalt, um dieses Thema anzugehen. Darüber hinaus wird darauf336 geachtet, dass die Zahlungen einen konkreten Mehrwert haben, also etwa Menschen in337 Notlagen helfen und damit gleichzeitig den sozialen Anspruch der Partei verkörpern. Wir338 wissen dabei, dass unsere Abgeordneten schon sehr viel spenden, aber wir glauben, dass339 es ein entsprechendes Signal braucht und über die Verwendung der Mittel anders ent-340 schieden werden muss, um einen stärkeren Effekt zu erzielen. Mit einem dauerhaften341 Hilfsfonds für soziale Notlagen schaffen wir Vertrauen und geben den Sozialsprechstun-342 den Auftrieb. Da wir dafür kein fertiges Konzept präsentieren können, wollen wir den
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343 Landesvorstand mit beidem beauftragen, um den politischen Willen der Partei konkret um-344 zusetzen.
345 Zu 3.) Kommunale Gremien sind anders. Teilweise fehlen schlicht die Kandidat*innen, teil-346 weise reicht die Entschädigung nicht einmal für das Benzin oder das Bahnticket, um in den347 Ort der Kreistags- oder Ortschaftsratssitzung zu fahren. Hier geht es uns deshalb darum,348 zu prüfen, wie die auch für die kommunalen Ebene richtigen Gedanken zur Begrenzung349 und zu höheren Abgaben dort umsetzbar sind. Das müssen letztlich die Verbände vor Ort350 entscheiden. Gleichzeitig gilt natürlich auch hier, dass es personelle Erneuerung und die351 ideale Nutzung der Mandatsträgerbeiträge braucht. Teil der Diskussion muss auch sein,352 wie man mit den Positionen von Wahlbeamt*innen und anderen (Oberbürgermeister*in-353 nen, Bürgermeister*innen, Beigeordnete, Landrät*innen) umgeht.
354 Zu 4.) Zur Mandatszeitbegrenzung gehört der Wissenstransfer, der auch ganz unabhängig355 davon in der Partei ausgebaut werden muss. Immer wieder werden Forderungen nach ei-356 ner „Parteischule“ und nach mehr Seminaren laut. Das ist eine Aufgabe, die definitiv357 angegangen werden muss. Ein Teil davon ist es, die reale Erfahrung von langjährigen Man-358 datsträger*innen zu nutzen und weiterzugeben. Das wird am Besten ergänzt durch eine359 Verzahnung mit bereits bestehenden Angeboten.
360
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361 Unterstützung für die Kampagne „Solardarity:
362 Neue Energien für Rojava“

363 Die GMV beschließt die Unterstützung der Kampagne „Solardarity: Neue Energien für364 Rojava“ und beauftragt den neu gewählten Vorstand damit, die Unterstützung der Linken365 präsent zu machen (z.B. über die Veröffentlichung auf den üblichen Kanälen und mit einer366 PM) und künftige Aktionen dazu zu unterstützen bzw. selbst zu initiieren.
367 Darüber hinaus beschließt die GMV folgende Positionierung:
368 Solardarity für Rojava!
369 Seit Jahren wird das emanzipatorische Projekt Rojava (Südkurdistan/Nordsyrien) ange-370 griffen. Das türkische Militär attackiert gezielt die Strom- und Wasserversorgung,371 Verwaltungsgebäude, Krankenhäuser, Schulen und Hochschulen. Das geschieht auch mit372 deutschen Waffen, mit der wirtschaftlichen und diplomatischen Unterstützung der BRD.373 Damit schwächt die deutsche Außenpolitik die Akteur*innen, die es als einziges geschafft374 haben, dem Djihadismus des IS in der Region etwas entgegenzusetzen. Der deutsche375 Staat trägt durch die Repression gegenüber kurdischen Aktivist*innen, die Unterstützung376 des angreifenden NATO-Staates Türkei und sein Schweigen zu dem Angriffskrieg gegen377 Rojava dazu bei, dass der Einsatz für ein demokratisches Gemeinwesen, in dem Benach-378 teiligung wegen Herkunft, Sprache oder Geschlecht kritisiert und bekämpft wird, bestraft379 wird. So schwächt man die demokratischen Bewegungen weltweit. Als Linke sehen wir es380 als unsere Aufgabe an, gegen diese deutsche Politik vorzugehen und stellen uns auf die381 Seite der kurdischen Befreiungsbewegung in Rojava, aber auch in den anderen Teilen382 Kurdistans. Konkret unterstützen wir deshalb die Kampagne “Solardarity: Neue Energien383 für Rojava” und rufen dazu auf, für die Kampagne zu spenden. Wenn die Weltgemein-384 schaft dabei versagt, die zivile Infrastruktur zu schützen und es die Regional- wie385 Großmächte zulassen, dass die friedliche zivile Bevölkerung bombardiert wird, dann ver-386 suchen wir dagegenzuhalten. “Solardarity” will eine Millionen Euro in Deutschland387 sammeln, um Solarpanels für die dezentrale Energieversorgung in Rojava zu sammeln, die388 unabhängiger von den angegriffenen zentralen Infrastrukturen ist. Darüber hinaus wird389 dadurch auch der ökologische Umbau ermöglicht, den der dortige demokratische Kon-390 föderalismus zum Ziel hat und trotz der Bedrohung und der Angriffe weiterhin vorantreibt.391 Internationale Solidarität heißt also auch Solardarity!
392
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393 Begründung:394 Erfolgt weitestgehend mündlich.395 Informationen zur Kampagne gibt es aber schon einmal hier:396 https://www.solardarity-rojava.org/397 Ein Beispiel für eine Solidaritätsveranstaltung des SDS findet sich hier:398 http://sdsmlu.blogspot.com/2024/07/solardarity-fur-rojava-grill-getranke.html399

https://www.solardarity-rojava.org/
http://sdsmlu.blogspot.com/2024/07/solardarity-fur-rojava-grill-getranke.html
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400 Hochrüstung beenden – Friedenspolitik stär 
401 ken

402 Die GMV beschließt folgende Positionierung:
403 Hochrüstung beenden – Friedenspolitik stärken
404 Als Linke stellen wir uns gegen die immer weiter voranschreitende Aufrüstung in Deutsch-405 land. Was mit den 100-Milliarden-Euro begonnen hat, geht nun mit der Diskussion rund um406 die Wehrpflicht, immer mehr Bundeswehr-Werbung, dem Verbot der Zivilklausel in man-407 chen Bundesländern und zuletzt mit der Stationierung von u.a. Tomahawk-408 Marschflugkörper der USA weiter.
409 Damit legt sich die Bundesregierung immer stärker darauf fest, Krieg als Mittel der Politik410 zu befürworten und baut die militärischen Kapazitäten aus. Das schon im Weißbuch der411 Bundeswehr im Jahr 2016 formulierte Ziel, als „Rahmennation“ eine Führungsrolle einzu-412 nehmen, soll damit umgesetzt werden. Aber „Führung“ bedeutet eben, für deutsche413 Interessen potentiell überall auf der Welt Krieg zu führen. Das ist auch das, was hinter dem414 Begriff der „Kriegstüchtigkeit“ steckt, die vom Bundesverteidigungsminister kürzlich von415 der Bevölkerung eingefordert wurde.
416 Damit ist klar, dass es nicht um aktuelle Kriege geht. Bei der Aufrüstungsdiskussion geht417 es nicht darum, die Menschen in der Ukraine gegen Angriffe des Putin-Regimes zu vertei-418 digen. Es geht darum, dauerhaft mit militärischen Kapazitäten in der neuen419 Blockkonfrontation Machtpolitik zu betreiben. Davon profitieren diejenigen, die sich seit420 jeher über angebliche „deutsche Zurückhaltung“ beklagen und ungeschminktes Groß-421 machtstreben befürworten. Dazu sorgt die aktuelle Politik für Rekordumsätze in der422 privaten Rüstungsindustrie und soll gleichzeitig die kommenden Sozialkürzungen recht-423 fertigen. Das ist ein zusätzliches Rezept für gesellschaftliche Spaltung und die424 Schwächung der Demokratie.
425 Das lehnen wir ab. Wir wollen weder deutsche noch US-amerikanische Marschflugkörper,426 keine Wiedereinführung der Wehrpflicht, keine Bundeswehr-Werbung und kein „Sonder-427 vermögen“. Wir wollen Solidarität mit allen Geflüchteten, das Recht auf428 Kriegsdienstverweigerung, ökonomische und soziale Hilfen für Angegriffene, neue diplo-429 matische Initiativen und das Verbot von Waffenexporten. Stattdessen wollen wir das Geld430 in Bildung und Soziales, für Menschen in Not und für den Klimaschutz investieren.
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431 Diese Forderungen wollen wir gemeinsam mit einer linken, antifaschistischen und eman-432 zipatorischen Friedensbewegung durchsetzen.
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433 Bildungskrise bekämpfen

434 Antragsteller*innen: SDS Halle

435 Die GMV beschließt folgende Positionierung, die der Stadtverband als verbindliche Grundlage in436 seiner Arbeit übernimmt und sich für die Umsetzung einsetzt. Der Stadtvorstand wird damit beauf 437 tragt, diese Positionierung in seiner Arbeit zu berücksichtigen und zu veröffentlichen.

438 Bildungskrise bekämpfen!
439 Kita, Schule, Hochschule: Die Bildungskrise geht weiter. Trotz aller Warnungen wurden an der440 MLU weitreichende Kürzungen durchgesetzt, die nun dazu führen, dass immer weniger Studie 441 rende nach Halle kommen. Inzwischen kann davon ausgegangen werden, dass die442 “Einsparungen” von 3.000 Studierenden tatsächlich erreicht werden. Schuld daran ist die Ab 443 schaffung etlicher “kleiner Fächer” genau wie die Schaffung von Zulassungsbeschränkung bei444 Massenstudiengängen. Zu beidem wurde die unterfinanzierte MLU vom Land gedrängt, welches445 von den Folgen jetzt nichts wissen will. Darüber hinaus bleibt der Lehrer*innenmangel als bil 446 dungspolitische Katastrophe bestehen. Gerade in den Sekundarschulen gehört der447 Unterrichtsausfall zum Standard, die “Vorgriffsstunde” demotiviert Lehrer*innen und ist zutiefst448 ungerecht und es gibt immer noch keinen langfristigen Plan zum Ausbau der Studienkapazitäten449 für Lehramtsfächer. Stattdessen geht die Landesregierung, dass in den kommenden Jahren450 wieder weniger Lehrer*innen gebraucht würden – damit droht auch die Einstellung der wenigen451 Projekte, die dem Mangel ein wenig entgegenwirken konnten. Aber auch in der frühkindlichen452 Bildung wird die Axt angelegt: Immer wieder werden bundesweit Projekte wie die Sprach Kitas453 gefährdet, Erzieher*innen fehlen, Bürokratie und Unterfinanzierung gefährden den pädagogi 454 schen Erfolg. In Halle wird seit Monaten über die Erhöhung der Kita Beiträge diskutiert, was von455 der Stadtverwaltung vorangetrieben wird. Aus linker Perspektive betonen wir, dass diese Politik456 strikt abzulehnen ist. Sie ist nicht aufgrund von PISA Resultaten oder der schlechteren kapita 457 listischen Verwertbarkeit der Betroffenen abzulehnen, sondern weil sie zutiefst ungerecht ist. Die458 Situation verschärft die soziale Ungerechtigkeit im Bildungswesen und macht begehrte Abschlüs 459 se noch stärker zum Privileg. Denn wer kann, entzieht sich den Problemen durch Nachhilfe,460 Privatlehrer*innen, Elite Internate oder andere Studiengänge bzw. Hochschulen. Als Stadtver 461 band der Linken ist es unsere Aufgabe, dem mit allen Möglichkeiten entgegenzuwirken.462463 Konkret fordern wir deshalb:

464465 Kostenfreie Bildung für alle. Wir setzen uns für die Abschaffung aller Studiengebühren (u.a. Zweit 466 studiengebühren), für Lehrmittelfreiheit und gegen Kita Gebühren ein – wir fordern grundsätzlich
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467 Beitragsfreiheit im Land und lehnen kommunal jede Erhöhung der Beiträge ab.468469 Sozial statt privat. Wir lehnen jede Privatisierung im Bildungssystem ab. Wir brauchen gute öf 470 fentliche Schulen und Hochschulen. Die halleschen Schulen müssen saniert werden und es471 braucht überall Schulsozialarbeit. Die Förderung privater Akteur*innen lehnen wir ab. Bildungs 472 institutionen müssen in öffentlicher Hand sein, vom Bau bis zur praktischen Nutzung. Deshalb473 wenden wir uns auch gegen PPP Projekte.

474 Keine Kürzungen an der MLU. Weitere Kürzungen an der Martin Luther Universität müssen ver 475 hindert, die bestehenden Kürzungen müssen zurückgenommen werden. Als Stadtverband stellen476 wir uns hinter die MLU und fordern eine ordentliche Bildungsfinanzierung vom Land ein.477478 Lehrer*innenmangel nachhaltig bekämpfen. Wir lehnen die Behauptung, die Lage entspanne479 sich, klar ab. Stattdessen fordern wir den langfristigen Ausbau der Lehramtskapazitäten, attrak 480 tive Arbeitsbedingungen, kleinere Klassengrößen sowie Zeit und Ressourcen für kritische Bildung481 im Studium und in der Schule.

482 Begründung:483 erfolgt mündlich bzw. ist relativ selbsterklärend.


